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Meinungen

Tribüne Vorschläge, wie sich die Hauptstadtregion Schweiz stärken kann. 
Heike Mayer und Fritz Sager

Was Bern von Washington 
lernen könnte
Länder unterschiedlicher Grösse und 
Wirtschaftskraft benötigen ein Zent-
rum, von dem richtunggebende politi-
sche Entscheide ausgehen. Dies hat ein-
mal mehr die Finanz- und Schulden-
krise der letzten Jahre, speziell im 
europäischen Raum, verdeutlicht. Die 
Führungs- und Entscheidungskompe-
tenz des Staates zur Regulierung, 
Steuerung und Koordination der 
Wirtschaft stellt keineswegs ein ge-
dankliches Konstrukt der Vergangen-
heit dar. Sie wird in der Schweiz nach 
wie vor zu grossen Teilen von der 
Bundesstadt Bern wahrgenommen.

Um die Hauptstadtregion zu stär-
ken, müssen die immanenten Vorteile 
unterstrichen und gewinnbringend 
eingesetzt, gleichzeitig aber auch die 
bestehenden Probleme analysiert und 
angepackt werden. Die Lösung für 
diese umfassende Aufgabe besteht 
vereinfacht gesagt in verstärkter Koor-
dination auf politischem, wirtschaftli-
chem und wissenschaftlichem Gebiet. 
Die vielen gemeinsamen Interessen 
relevanter Akteure im Grossraum Bern 
müssen gebündelt und auf ein gemein-
sames Ziel hin ausgerichtet werden. 

Weg von der Beamtenstadt
Eine solche Lösung liegt uneinge-
schränkt in gesamtschweizerischem 
Interesse, da Hauptstädte eine wichtige 
Rolle für die kulturelle, soziale und 
politische Identität eines Landes 
spielen. Sie gelten als Schaltzentralen, 
und ihre Macht drückt sich nicht nur in 
ihrem repräsentativen Stadtbild aus, 
sondern auch in der Art und Weise, wie 
sich diese Städte in nationalen und 
internationalen Netzwerken positionie-
ren und welchen Einfl uss Entscheidun-
gen, die in diesen Städten getroff en 
werden, für das nationale Wohlergehen 
haben.

Das Beispiel Washington D. C. zeigt, 
wie eine Hauptstadt sich von einer eher 

trägen Beamtenstadt hin zu einer 
dynamischen und international posi-
tionierten Metropole entwickeln kann. 
Die Wirtschaft der US-amerikanischen 
Hauptstadt profi tiert von der engen 
Verknüpfung zwischen Verwaltung und 
privatem Sektor. Viele Aufgaben der 
öff entlichen Verwaltung wurden in den 
vergangenen Jahren privatisiert, und 
innovative Sektoren wie z. B. wissens-
basierte Dienstleistungen (Public 
Relations, Lobbying, Politikberatung), 
Hochtechnologie (Verteidigungsindust-
rie, Homeland Security Industrie etc.) 
und Biotechnologie entwickelten sich. 

Die Firmen in diesen Branchen 
profi tieren von der Nähe zu Politik und 
Verwaltung. Washingtons Lokalpoliti-
ker und Wirtschaftsförderer versu-
chen, auf dieser Entwicklung aufzu-
bauen, indem sie Potenziale analysie-
ren und erkennen und eng mit dem 
Bund und den Industrien zusammen-
arbeiten. Auch arbeitet Washington 
daran, strategische Standorte, an 
denen sich Wirtschaft und Bundesver-
waltung niedergelassen haben, weiter 
auszubauen und zu attraktiven Wohn- 
und Arbeitsorten zu entwickeln.

Ähnlich wie in der Hauptstadtregion 
Schweiz gibt es auch in Washing-
ton D. C. regionale Organisationen, in 
denen Gemeinden und Städte an einem 
Strang ziehen und sich für Themen 
einsetzen, die von regionaler Bedeu-
tung sind. So setzte sich die National 
Capital Planning Commission für das 
Stadtbild Washingtons ein, der Metro-
politan Council of Governments koor-
diniert regionale Anliegen wie z. B. 
Verkehrs- und Umweltplanung, und die 
Greater Washington Initiative betreibt 
Standortförderung.

Obwohl Bern sich nicht mit der 
Grösse und politischen Macht Washing-
tons messen lassen kann, so bietet der 
Fall Washington D. C. doch viele Hin-
weise, wie eine Hauptstadt sich als 

strategischer Standort entdeckt und 
sich weiterentwickelt.

Hauptstadtregionen fungieren als 
wichtige Politregionen, deren Strahl-
kraft weit über richtunggebende wirt-
schaftspolitische Entscheide hinaus-
reicht, und deren Bedeutung aufgrund 
der ausgemachten Zentralisierungsten-
denzen weiter zunehmen wird. Auch 
zeigt die Finanzkrise, dass wichtige 
Entscheidungen wie die UBS-Rettung 
oder die Autokrise in den USA nicht in 
Zürich oder Detroit entschieden wur-
den, sondern in Bern und in Washing-
ton D. C.

Nationaler Angelpunkt
Darüber hinaus werden die Politik- und 
Verwaltungsprozesse immer komple-
xer, und Experten (meist aus der 
Privatwirtschaft) werden vermehrt als 
wichtige Partner in die politische 
Entscheidungsfi ndung und Ausführung 
einbezogen. Hauptstädte sind somit 
wichtige «Informationsposten» und 
nationale Dreh- und Angelpunkte für 
die vielfältigen Entscheidungen, die für 
das Funktionieren einer Volkswirt-
schaft grundlegend sind. Die Gründung 
des Vereins Hauptstadtregion Schweiz 
im Dezember 2010 macht deutlich, 
dass über diese Entwicklungen ein 
breiter Konsens bei verschiedensten 
Akteuren auf überregionaler Ebene 
besteht und dass der Wille vorhanden 
ist, diese Erkenntnisse in konkrete 
Handlungsmassnahmen umzumünzen.

Heike Mayer ist Professorin für Wirt-
schaftsgeografi e an der Universität Bern. 
Fritz Sager ist Professor am Kompetenz-
zentrum für Public Management der 
Universität Bern.
Die beiden organisieren die öff entliche 
Vorlesungsreihe «Im Herzen der Macht? 
Hauptstädte und ihre Funktion» an der 
Universität Bern, die am Mittwoch, 
22. Februar startet. 

Verleger: Charles von Gra� enried
Gesamtaufl age BZ (inkl.«Bund»): 
174 162 WEMF/SW-beglaubigt
Redaktion: Dammweg 9, Postfach, 3001 Bern
Tel. 031 385 11 11, Fax 031 385 11 12
Verlag: Der Bund, c/o Espace Media AG,
Dammweg 9, Postfach, 3001 Bern
Tel. 031 330 31 11, Fax 031 330 36 86
Redaktionsleitung: Chefredaktor: Artur K. Vogel (akv)
Stellvertretender Chefredaktor: Patrick Feuz (paf)
Chef vom Dienst: Beat Stähli (sbb)
Lokale Ressorts: Bernhard Ott (bob)
Zentralressort: Jürg Sohm (Leitung,soh), Rudolf Burger 
(bur),  Andreas Weidmann (awb), Regina Partyngl (rp), 
Silvana Iannetta (ian)
Bundeshausredaktion «Bund»/«Tages-Anzeiger»: 
Patrick Feuz (Leitung, paf), Markus Brotschi (br), 
David Scha� ner (dav), Fabian Renz (fre), Christian 
Brönnimann (bro), Stefan Schürer (sür) 
Wirtschaft: Hans Galli (Leitung, -ll-), Mathias 
Morgenthaler (mmw), Nicole Tesar (nt), Adrian Sulc (sul), 
David Vonplon (dvp)
Sport: Fredy Wettstein (Leitung, fw), Christian Andiel (can), 
Peter Bühler (pb), Rolf Gfeller (gf), Simon Graf (sg), Jan 
Hirschi (jh), Ueli Kägi (ukä), Benjamin Muschg (bmu), 
Thomas Schi� erle (ths), Monica Schneider (mos), René 
Stau� er (rst), Daniel Wehrle (dw), David Wiederkehr (wie), 
Christian Brüngger (cbr), Peter Birrer (pmb), Alex Trunz 
(atr), Ruedi Kunz (Teamleiter Sport Bern, ruk), Emil 
Bischofberger (ebi), Peter Herzog (zog), Dieter Stamm (dst)

Bern: Bernhard Ott (Leitung, bob), Reto Wissmann (rw), 
Simon Wälti (wal), Marc Lettau (mul), Dölf Barben (db), 
Renate Bühler (rss), Markus Dütschler (mdü), Mireille 
Guggenbühler (gum), Simon Jäggi (jäg), Lisa Stalder 
(lsb), Anita Bachmann (ba), Simona Benovici (sbv), Rahel 
Bucher (reh), Simon Thönen (st), Matthias Raafl aub 
(mra), Timo Kollbrunner (tik), Andrea Mantel (man), 
Christoph Lenz (len)
Autor: Walter Däpp (wd)
«Kleiner Bund»: Brigitta Niederhauser (Leitung, bnb), 
Alexander Sury (Leitung, lex), Marianne Mühlemann 
(mks), Ane Hebeisen (ane), Daniel Di Falco (ddf), Regula 
Fuchs (reg)
Bild: Adrian Moser (Che� otograf, mos), Valérie Chételat 
(vch), Jamie Wong-Li (Bildredaktion, jme)
Karikatur: Orlando Eisenmann
Grafi k/Layout: Anita Pascarella (Leitung), 
Martin Berger, Eugen Kotoun, Sabrina Ryser
Online: Benedikt Sartorius (Leitung, bs), Gianna Blum 
(gbl), Dominik Steiner (dam)
Website: www.derbund.ch
E-Mail: redaktion@derbund.ch
Leitung Espace Media: Ueli Eckstein
Produktion & Technik: Bernhard Köhli 
Anzeigenleitung: Michael Seiler
Inserate: Berner Zeitung, 
Dammweg 9, Postfach, 3001 Bern
Telefonische Anzeigenannahme:
Tel. 031 330 33 10, Fax 031 330 35 71, 
E-Mail: rubriken@espacemedia.ch

ISDN-Nr. 031 348 02 40 (2-Kanal)
Technischer Kundendienst: Anzeigen
Tel. 031 330 35 61. Für Todesanzeigen
ausserhalb der Bürozeit: Fax 031 330 35 71.
Anzeigenannahme auch bei allen Publicitas-
Filialen Schweiz: Publicitas Bern,
Tel. 031 384 13 84, Fax 031 384 14 91
Abonnementspreise: 24 Monate 798.–, 
12 Monate Fr. 434.–, 6 Monate Fr. 235.–, 
3 Monate Fr. 126.–. 40% Studenten- und Ausbildungs-
rabatt. Bitte Ausweis mitschicken. 
Die Preise verstehen sich inkl. 2,5% MWSt.  
Einzelnummer Fr. 3.70 (Mo-Fr) / Fr. 4.20 (Sa). 
Abonnemente: Tel. 0844 385 144 (Lokaltarif), 
Fax 0844 031 031 (Lokaltarif),  E-Mail: abo@derbund.ch
Umleitungen und Unterbrüche: Fr. 6.– (Bearbeitungsge-
bühr), kostenlos auf www.derbund.ch/abo. Unterbrüche 
werden ab dem 1. Tag vergütet.
Ombudsmann: Ignaz Staub, Postfach 837, 6330 Cham 1; 
E-Mail: ombudsmann.tamedia@bluewin.ch.
Inserate, die im «Bund» abgedruckt sind, dürfen von nicht 
autorisierten Dritten weder ganz noch teilweise kopiert, 
bearbeitet oder sonstwie verwendet werden. 
Insbesondere ist es untersagt, Inserate – auch in 
bearbeiteter Form – in Online-Dienste einzuspeisen. 
Jeder Verstoss gegen dieses Verbot wird gerichtlich 
verfolgt. Bekanntgabe von namhaften Beteiligungen 
der Espace Media AG i.S.v. Art. 322 StGB: 
Verlags-AG «Schweizer Bauer».

Gemeinsamkeiten mit Bern? Das Capitol in Washington. Foto: Kevin Lamarque (Reuters)

Replik Rudolf Strahms Kolumne zum 
Bankgeheimnis, «Bund» vom 14. Febr. Erwin Bischof

Heuchelei der Grossen
Der SP-Politiker Rudolf Strahm ergiesst 
seine Häme über die von den Amerika-
nern bedrohten Schweizer Banken und 
die «national-konservativen Kreise», die 
sie stützen. Dazu ist zu sagen, dass es in 
unserem Land mehr als 300 Banken 
gibt, die Zehntausende Arbeitsplätze 
geschaff en und Milliarden an Steuern 
bezahlt haben. Nicht alle verfolgten eine 
Schwarzgeld-Strategie, über die man in 
guten Treuen geteilter Meinung sein 
kann. Eine konsequente Weissgeld-Poli-
tik ist sicher besser; sie funktioniert aber 
nur, wenn alle westlichen Länder mitma-
chen. Und da liegt die Krux.

Ganz zuoberst Delaware
Der Druck vonseiten der USA ist am 
stärksten spürbar und hat bereits die 
Privatbank Wegelin zu Fall gebracht. 
Die Beckmesserei ist doppelbödig.  
Eine Untersuchung von Reuters über 
die Finanzplätze hat ergeben, dass die 
«befreundeten westlichen Länder», wie 
Strahm sie nennt, Spitzenplätze bei der 
Unterstützung von Fluchtgeldern und 
Steuerhinterziehung einnehmen: An 
erster Stelle steht der kleine US-Bun-
desstaat Delaware, gefolgt von Luxem-
burg, der Schweiz und an fünfter Stelle 
die Cayman Inseln/Grossbritannien. 

Delaware verwaltet etwa das Doppelte 
der Schweiz an ausländischen Vermögen 
und denkt nicht daran, auf Fluchtgelder 
aus Südamerika usw. zu verzichten! Dass 
Luxemburg als EU-Mitglied wacker 
mitverdient und selbst Grossbritannien 
mitmischt, ist bezeichnend. 

Das sind also die «Regierungseliten 
befreundeter westlicher Länder» mit 
ihren «neuen globalen Spielregeln 
unter den zivilisierten Staaten». Und 
wenn deutsche Bundesländer Millio-
nen für gestohlene CDs mit Kunden-
daten bezahlen, sieht man, welche 
Methoden zur Anwendung kommen, 
um die kleine Schweiz und ihren 
Bankenplatz in die Knie zu zwingen.

Nicht zu vergessen ist die fatale 
Rolle, die gewisse Staaten bei der 
gegenwärtigen Finanzkrise gespielt 
haben. In den USA hat es angefangen, 

als man politisch entschied, auch 
armen Bürgern Häuser zu verkaufen, 
die sich das gar nicht leisten konnten. 
Das hat zur Bankenkrise geführt. Heute 
sind wir beim drohenden Staatsbank-
rott angelangt, weil viele Politiker Geld 
ausgegeben haben, das sie nicht hat-
ten. Natürlich haben auch Banken 
Fehler gemacht. Aber das populäre 
Banken-Bashing und die kalkulierte 
Empörung à la Strahm greifen zu kurz.

Ausser den Banken wird auch die 
NZZ an den Pranger gestellt. Der von 
Strahm erwähnte NZZ-Redaktor Ernst 
Bieri hat im Kalten Krieg mit grossem 
Mut die Fahne der Demokratie und 
Freiheit hochgehalten, als die SP-Füh-
rung kommunistische Polit-Verbrecher 
wie Erich Honecker, Ceausescu und 
Kadar hofi erte. Als Bieri 1956 (Ungarn-
Aufstand) mit harten Worten den Thal-
wiler Konrad Farner kritisierte (Farner 
sang ein Loblied auf den Massenmörder 
Stalin), war dies kein «Pogromaufruf», 
wie Strahm behauptet. Off enbar weiss 
er nicht, was ein Pogrom ist. 

Sozialismus statt Kapitalismus
Die Forderung nach Verstaatlichungen 
von Industrie, Gewerbe, Banken und 
Versicherungen hat in der SP eine lange 
Tradition. Noch im letzten Parteipro-
gramm vom 31. Oktober 2010 stimmten 
die Delegierten mit grosser Mehrheit 
der Überwindung des Kapitalismus zu. 

Dieser Tage erfuhr man in den 
Medien, dass die Raiff eisenbank alle 
politischen Parteien mit fi nanziellen 
Beiträgen unterstützen werde, die SP 
erhalte den grössten Zustupf im Be-
trage von 55 000 Franken. Man kann 
gespannt sein, wie die stolze SP darauf 
reagiert. Wie hat doch Helmut Huba-
cher gesagt: «Lügen und Verrat gehö-
ren zum politischen Handwerk.» 
Gelesen im «Bund» vom 7. Okt. 2010.

Erwin Bischof, Historiker, ist Unterneh-
mensberater und Autor. 1982 bis 1986 war 
er Redaktor der bürgerlichen Meinungs-
Plattform «Trumpf Buur». 1986 bis 1991 
sass er für die FDP im Berner Grossen Rat.

Joanna Mucha Polens jüngster Politstar steht kurz 
vor dem Fall. Ulrich Krökel, Warschau

Schöne im Augiasstall
Lässig sitzt sie im 
hohen Gras, nur mit 
Stiefeln, Trägershirt 
und Sommerjacke 
bekleidet. Träume-
risch haucht die 
junge Frau die Sa-
men einer Puste-
blume ins Sonnen-
licht. In dieser Pose liess sich Joanna 
Mucha vor anderthalb Jahren für das 
polnische Lifestyle-Magazin «Pani» 
(«Frau») fotografi eren. Und sie be-
kannte: «Mein Aussehen hat mir alle 
Türen geöff net.»

Zuletzt öff nete sich für die 35-jährige 
Abgeordnete das Tor zur ganz grossen 
politischen Karriere. Ministerpräsident 
Donald Tusk machte Mucha nach seiner 
Wiederwahl im Herbst zur Sportminis-
terin. Die dunkelhaarige Schöne mit 
dem Schleierblick sollte auch zum 
Gesicht der Regierung werden: modern, 
unabhängig, erfolgreich, attraktiv.

Doch etwas ist schiefgelaufen. Nicht 
einmal hundert Tage nach ihrem 
Amtsantritt steht die Ministerin vor 
dem Rauswurf. «Mucha zieht die 
Regierung runter», titelte die Zeitung 
«Rzeczpospolita», als Umfragen Tusk 
ein historisches Stimmungstief signali-
sierten. «Sie ist zum Abschuss freigege-
ben», glauben politische Beobachter, 
ohne recht sagen zu können, was 
Mucha vorzuwerfen ist.

Unstrittig ist, dass die junge Ministe-
rin von Anfang an vor einer Herkules-
Aufgabe stand: Sie sollte den Augiasstall 
der korruptionsverseuchten polnischen 
Sportwelt ausmisten. Das ist eine Welt 
voller Männer, die sich ihre eigenen 
Spielregeln schreiben. Kaum war Mucha 
im Amt, erschütterte ein Bestechungs-
skandal den Fussballverband PZPN. 
Hauptverdächtiger war PZPN-Chef 

Grzegorz Lato, der Held der legendären 
WM-Mannschaft von 1974. Dessen 
Gegner veröff entlichten einen illegalen 
Tonbandmitschnitt, um zu beweisen, 
dass Lato korrupt sei. Mucha versprach 
Aufklärung. Am Ende aber musste sie 
mit ansehen, wie Lato seinen Generalse-
kretär als Bauernopfer darbrachte und 
die Aff äre für beendet erklärte.

Das ereignete sich sieben Monate 
vor der Fussball-Europameisterschaft, 
die Polen im Juni gemeinsam mit der 
Ukraine ausrichtet. Bei der Vorberei-
tung war fast alles schief gelaufen, was 
nur schiefl aufen konnte. Joanna Mucha 
aber sollte für einen Stimmungsum-
schwung sorgen oder zumindest gute 
Miene zum bösen Spiel machen. Viel 
spricht dafür, dass die 35-jährige Mut-
ter zweier Söhne dabei an Grenzen 
gestossen ist. 

Mucha gilt als ehrgeizig. «Mit 13 habe 
ich mir Reisen selbst fi nanziert», 
erzählt sie über ihre Jugend in Plonsk 
bei Warschau. Die promovierte Ge-
sundheitsökonomin weiss seither, was 
sie will. Im vergangenen Juli liess sie 
sich scheiden und lebt seither mit 
einem anderen Mann zusammen, 
während die 11 und 15 Jahre alten 
Kinder beim Vater wohnen.

«Ich mache mein Ding», sagt Mucha. 
Vor dem Karrieresprung im Herbst 
sagte sie aber auch: «Mir ist bewusst, 
dass mir im Leben und der Politik 
manches nicht zugänglich ist, weil ich 
eine Frau bin und man mich stets 
durch das Prisma meines Aussehens 
wahrnimmt.» Zuvor war sie, wie stets 
im Spätsommer, mit neuer Frisur aus 
den Parlamentsferien zurückgekehrt. 
Polens Boulevardmedien lieben sie 
dafür. Die Alphatiere in Politik und 
Sport aber sehen darin nur eines: ein 
Zeichen weiblicher Schwäche.


